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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Schick sowie die Hofrätinnen Dr. Pollak und MMag. Ginthör als Richter, 

unter Mitwirkung der Schriftführerin Mag. Vitecek, über die Revision der S L 

in A, vertreten durch Dr. Christian Ortner, Rechtsanwalt in 6020 Innsbruck, 

Wilhelm-Greil-Straße 14/2, gegen das Erkenntnis des 

Landesverwaltungsgerichts Tirol vom 12. April 2022, 

Zl. LVwG-2022/23/0755-1, betreffend Feststellung nach dem 

COVID-19-Impfpflichtgesetz (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: 

Bezirkshauptmannschaft Kufstein), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. Auf Beschlüsse der Verwaltungsgerichte ist Art. 133 Abs. 4 B-VG 

sinngemäß anzuwenden (Art. 133 Abs. 9 B-VG). 

2 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

3 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision gesondert 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen (VwGH 27.4.2020, 

Ra 2019/11/0045, mwN). Dem Erfordernis einer (gesonderten) 

Zulässigkeitsbegründung wird insbesondere nicht schon durch nähere 

Ausführungen zur behaupteten Rechtswidrigkeit der bekämpften Entscheidung 
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(§ 28 Abs. 1 Z 5 VwGG) oder zu den Rechten, in denen sich der 

Revisionswerber verletzt erachtet (§ 28 Abs. 1 Z 4 VwGG), Genüge getan 

(vgl. etwa die Beschlüsse VwGH 23.3.2017, Ra 2017/11/0014, und 

VwGH 1.9.2017, Ra 2017/11/0225, jeweils mwN). 

4 § 28 Abs. 3 VwGG wird aber nicht nur dann nicht entsprochen, wenn die zur 

Zulässigkeit der Revision erstatteten Ausführungen der Sache nach 

Revisionsgründe darstellen, sondern auch, wenn das Vorbringen zur 

Begründung der Zulässigkeit der Revision mit Ausführungen, die inhaltlich 

(bloß) Revisionsgründe darstellen, in einer Weise vermengt ist, dass keine 

gesonderte Darstellung der Zulässigkeitsgründe im Sinn des § 28 

Abs. 3 VwGG vorliegt (vgl. etwa VwGH 19.4.2021, Ra 2021/05/0060; 

30.7.2021, Ra 2021/07/0053, 0054, mwN). Der Verwaltungsgerichtshof ist 

weder verpflichtet, Gründe für die Zulässigkeit einer Revision anhand der 

übrigen Revisionsausführungen gleichsam zu suchen, noch berechtigt, von 

Amts wegen erkannte Gründe, die zur Zulässigkeit einer Revision hätten führen 

können, aufzugreifen (vgl. aus vielen den Beschluss VwGH 22.3.2018, 

Ra 2018/11/0034, mwN). 

5 Eine Revision, die Ausführungen zu ihrer Begründetheit auch als 

Ausführungen zu ihrer Zulässigkeit wortident enthält, wird dem Erfordernis des 

§ 28 Abs. 3 VwGG der gesonderten Darlegung der Gründe, aus denen entgegen 

dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet 

wird, ebenso wenig gerecht wie eine solche, in deren Revisionsgründen auf die 

Zulässigkeitsausführungen verwiesen wird (vgl. etwa VwGH 18.3.2019, 

Ra 2018/08/0233; 29.3.2021, Ra 2021/11/0052, jeweils mwN). 

6 Die vorliegende außerordentliche Revision enthält unter der Überschrift „Zur 

Zulässigkeit der außerordentlichen Revision“ ein umfangreiches Vorbringen 

zur behaupteten Rechtswidrigkeit des angefochtenen Erkenntnisses. Ihrem 

Inhalt nach stellen diese Ausführungen Revisionsgründe iSd. § 28 Abs. 1 

Z 5 VwGG dar. Unter der Überschrift „Revisionsausführung“ wird auf das 

Vorbringen zur Zulässigkeit verwiesen und dieses - mit unwesentlichen 

Abweichungen im Wortlaut - zusammengefasst wiederholt. Die Revision ist 

daher nicht gesetzmäßig ausgeführt. Ein Mängelbehebungsauftrag ist in einem 
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solchen Fall nicht geboten (vgl. etwa VwGH 16.1.2019, 

Ra 2018/16/0211, mwN). 

7 In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 8. Juni 2022 

 


